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Ab 01. 01. 2005 erfolgt durch das Altersein-
künftegesetz ein allmählicher Übergang zur
nachgelagerten Besteuerung der Versorgungs-
leistungen verbunden mit einer entsprechen-
den Steuerfreistellung der Vorsorgeaufwen-
dungen (siehe Artikel „Ärzteblatt Sachsen“,
Heft 8/2004). Für Versorgungsleistungen aus
Beiträgen bis zum 31. 12. 2004 ist die Über-
gangsvorschrift des § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a
Doppelbuchstabe bb EStG zu beachten. Da-
nach wird auf Antrag ein niedrigerer Ertrags-
anteil für die Besteuerung von Versorgungs-
leistungen angesetzt, wenn sie auf Beiträgen
beruhen, die bis zum 31. 12. 2004 oberhalb
des Höchstbeitrages der gesetzlichen Renten-
versicherung gezahlt wurden. Hinzu kommt,

dass der Höchstbeitrag der gesetzlichen Ren-
tenversicherung für mindestens zehn Jahre
überschritten sein muss. Bitte überprüfen Sie
deshalb, ob Sie den 10-Jahres-Zeitraum bereits
erreicht haben oder diesen durch entsprechen-
de Beitragszahlung bis spätestens 31. 12. 2004
noch erreichen können. 

Die Sächsische Ärzteversorgung (SÄV)
versendete dazu im Oktober 2004 an die-
jenigen Mitglieder, die auf Grundlage der
bei der SÄV eingegangenen Beiträge die
Voraussetzungen für die Übergangsvor-
schrift erfüllen, bzw. durch Nachzahlung
in 2004 noch erfüllen können, einen ent-
sprechenden Nachweis.

Es ist uns wichtig, in dem Zusammenhang
darauf hinzuweisen, dass die Sächsische Ärz-
teversorgung Ihre persönlichen und steuerli-
chen Sachverhalte in Bezug auf die Anwend-
barkeit der Steuerermäßigungsregelung nicht
klären kann. Bitte wenden Sie sich in Ihrem
konkreten Fall an Ihren Steuerberater oder
Ihr zuständiges Finanzamt. 

Den oben genannten Artikel finden Sie auch
auf unserer Homepage www.saev.de.

Angela Thalheim
Geschäftsführerin

Sächsische Ärzteversorgung

Noch mal zum Alterseinkünftegesetz –
wichtige Frist 31. 12. 2004

Bereits in zurückliegenden Tagungen der
Vorsitzenden der Kreisärztekammern wurde
wiederholt über das Strafverfahren gegen
eines unserer Mitglieder wegen des Vorwurfs
der unterlassenen Hilfeleistung im Rahmen
eines Rettungseinsatzes für einen auf dem
Staatsgebiet Polens verunglückten deutschen
Staatsangehörigen informiert. 

Dieser war unweit des Grenzüberganges Bad
Muskau vor einem Einkaufsmarkt in Leknica
(Polen) zusammengebrochen. Bundesgrenz-
schutzbeamte begaben sich zu dem Verun-
glückten, dessen Puls ausgesetzt habe und
der aus Mund und Nase blutete, und stellten
die Notwendigkeit fest, Maßnahmen der Ers-
ten Hilfe einzuleiten. Der Rettungsdienst in
Weißwasser, den die später beschuldigte Ärz-
tin zu diesem Zeitpunkt als leitende Notärztin
versah, wurde daraufhin gebeten, sich zum
Verletzten auf polnisches Staatsgebiet zu be-
geben. Die betroffene Ärztin verwies auf be-
stehende Dienstvorschriften, die eine Behand-
lung als Notarzt auf polnischem Territorium
untersagen würden. Gleiches gelte für den Ein-
satz des Rettungsfahrzeuges. Das Sächsische
Staatsministerium für Soziales als Rechtsauf-
sichtsbehörde des Rettungsdienstes verwies
insofern bereits im Jahre 1998 darauf, dass
auf Grund fehlender Ermächtigungsgrundlage
Einsätze des Rettungsdienstes aus dem Frei-

staat Sachsen im grenznahen polnischen
Hoheitsgebiet nicht möglich seien. Es kam
nicht zu einer Behandlung des Verletzten.
Dieser verstarb am Unfallort. Angezeigt wur-
de der Sachverhalt von den Angehörigen des
Verstorbenen.

In erster Instanz wurde die beschuldigte Ärz-
tin zunächst wegen unterlassener Hilfeleistung
verurteilt. Auch das Gericht erster Instanz be-
rücksichtigte das Fehlen eines zwischenstaat-
lichen Abkommens für den Einsatz im
Rettungsdienst auf dem Territorium Polens.
Hieraus leitete es einen Konflikt der betroffe-
nen Ärztin zwischen der erkannten dringen-
den medizinischen Behandlungsbedürftigkeit
des Verunglückten und der Einhaltung der
dem Arzt im Rettungseinsatz obliegenden
Dienstvorschriften ab. Nach Auffassung des
Gerichts war es jedoch der Ärztin zumutbar,
sich insoweit für den Erhalt und den Schutz
eines Menschenlebens einzusetzen und zum
Nachteil der Beachtung der Dienstvorschrif-
ten zu handeln.

Die beschuldigte Ärztin erhob jedoch gegen
die Entscheidung des Gerichts erster Instanz
rechtzeitig Rechtsmittel. Diese wurde daher
nicht rechtskräftig. In zweiter Instanz wurde
der Sachverhalt erneut geprüft und die be-
troffene Ärztin wurde nunmehr aus tatsächli-

chen Gründen freigesprochen. Ein Handeln
der Ärztin war objektiv nicht erforderlich. Der
Tod des Verunglückten war zum Zeitpunkt
des Eintreffens des Rettungsfahrzeuges am
Grenzübergang bereits eingetreten. In seinen
Erwägungen bezog sich das Gericht aber
auch darauf, dass seiner Auffassung nach eine
tatsächliche Hilfeleistung für das beschul-
digte Mitglied nicht zumutbar war. Danach
bedurfte die Wahrnehmung der geforderten
hoheitlichen Tätigkeit des angeforderten
Rettungseinsatzes im Ausland einer völker-
rechtlichen Regelung. Da eine solche zum
Zeitpunkt des Geschehens nicht getroffen
worden war, war es nicht zumutbar, derartige
hoheitliche Tätigkeit auf ausländischem
Staatsgebiet ohne jeglichen Schutz des Völ-
kerrechts wahrzunehmen.

Dies entspricht auch der stets von der Säch-
sischen Landesärztekammer in allen Gesprä-
chen vertretenen Auffassung. Das Mitglied
war danach bei Anforderung zu dem Rettungs-
einsatz einer Pflichtenkollision unterworfen.
Diese Pflichten, die sich gegenseitig überla-
gerten, mussten zu einem unausweichlichen
Entscheidungskonflikt führen. 

Die Sächsische Landesärztekammer hat be-
reits seit 1998 mit zahlreichen Institutionen
einen umfänglichen Schriftverkehr wegen

Einsatz von Notärzten 
auf ausländischem Staatsgebiet
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